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ALLGEMEINE LIEFERBEDINGUNGEN
1 VERTRAGSGEGENSTAND 
1.1 Diese Allgemeinen Lieferbedingungen (ALB) gelten 
für die Verträge zur Lieferung von elektrischer Energie 
durch die M4Energy GmbH („M4Energy“) an die Ver-
brauchsstellen von Endkunden im Sinne des § 6 Abs 1 Z 
31 ElWG („Kunden“) in Österreich und deren Jahresver-
brauch 100.000 kWh nicht überschreitet. 

1.2 Vertragsgegenstand ist die Belieferung des Kunden 
mit elektrischer Energie an dem/den im Vertragsanbot 
des Kunden angeführten Zählpunkt(en) zur Deckung des 
Eigenbedarfs durch M4Energy.

1.3 Ergänzend zu diesen ALB gelten die Bestimmungen 
des individuellen Stromliefervertrages, des jeweils 
vereinbarten Produkt- bzw. Preisblattes, die Bestim-
mungen des Elektrizitätswirtschaftsgesetzes (ElWG) 
in der jeweils geltenden Fassung sowie die sonstigen 
anwendbaren Marktregeln. Die Marktregeln sind unter 
www.e-control.at abrufbar und werden dem Kunden auf 
Wunsch zur Verfügung gestellt. Die ALB sind auch auf 
der Website www.m4energy.at abrufbar. 

1.4 Die Erbringung von Netzdienstleistungen ist nicht 
Vertragsgegenstand, sondern obliegt ausschließlich den 
Netzbetreibern. Die Belieferung durch M4Energy setzt 
daher einen Anschluss so- wie einen Netzzugangsver-
trag des Kunden mit dem örtlichen Verteilernetzbetrei-
ber im jeweiligen Ausmaß der Energielieferung voraus

2 VERTRAGSABSCHLUSS 
2.1 Der Vertrag kommt entweder mit der fristgerech-
ten Annahme eines Angebots der M4Energy durch den 
Kunden oder dadurch zustande, dass das vom Kunden 
rechtsverbindlich gestellte Angebot durch M4Energy 
(maßgeblich ist das Datum des Absendens der Bestel-
lung) angenommen wird.Kunden können sämtliche rele-
vante Willenserklärungen für die Einleitung und Durch-
führung des Wechsels jederzeit elektronisch formfrei 
auf der Website www.m4energy.at vornehmen, soweit 
die Identifikation und Authentizität des Kunden sicher-
gestellt sind. M4Energy ist berechtigt das Vertragsanbot 
abzulehnen, soweit kein gesetzlicher Kontrahierungs-
zwang besteht. M4Energy ist auch berechtigt eine 
Bonitätsprüfung vorzunehmen sowie die Vertragsan-
nahme vom Erlag einer angemessenen Sicherheitsleis-
tung oder Vorauszahlung gemäß Punkt 9. abhängig zu 
machen. Davon unberührt bleibt die Möglichkeit eines 
Grundversorgungsvertrages.

2.2 Im Zuge der Vertragsanbahnung ist M4Energy 
berechtigt,den Kunden zu befragen, ob er zum Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses ein aktiver Kunde im Sinne 
des ElWG ist,insbesondere aufgrund der Teilnahme an 
einer gemeinschaftlichen Erzeugungsanlage (GEA), 
einer Erneuerbaren Energiegemeinschaft (EEG), einer 
Bürgerenergiegemeinschaft (BEG), am Peer-to-Peer-
Handel oder aufgrund des Betriebs einer Eigenver-

sorgungsanlage (bspw. Photovoltaikanlage). Wird der 
Kunde während des aufrechten Vertragsverhältnisses 
zum aktiven Kunden, hat er dies M4Energy mitzuteilen. 
Für aktive Kunden im Sinne des ElWG kann M4Energy 
gesonderte Standardprodukte anbieten,die insbesonde-
re den erhöhten Abwicklungs-, Prognose- und Verrech-
nungsanforderungen Rechnung tragen.

3. ELEKTRONISCHE KOMMUNIKATION, ÄNDERUNG 
VON KUNDENDATEN 
3.1 Bei Neuabschluss von Stromlieferverträgen gilt die 
elektronische Kommunikation gemäß § 18 ElWG als 
vereinbart. Bei zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
ElWG am 24.12.2025 bereits bestehenden Vertragsver-
hältnissen bedarf die elektronische Kommunikation der 
ausdrücklichen Zustimmung des Kunden, sofern diese 
nicht bereits vereinbart war.

3.2 Der Kunde oder M4energy können die Vereinbarung 
der elektronischen Kommunikation jederzeit wider-
rufen. Auf dieses Recht wird der Kunde vor Vertragsab-
schluss hingewiesen. Im Fall des Widerrufs erfolgt die 
Kommunikation kostenlos in Papierform, sofern nicht 
anders vereinbart.

3.3 Der Kunde ist verpflichtet, eine gültige und funk-
tionsfähige E-Mail-Adresse an M4Energy bekanntzu-
geben sowie sich regelmäßig über den Eingang von 
Informationen/Mitteilungen/rechtsgeschäftlichen 
Erklärungen unter der von ihm bekannt gegebenen 
E-Mail-Adresse Kenntnis zu verschaffen. Außerdem ist 
der Kunde verpflichtet, eine allfällige Änderung sei-
ner E-Mail-Adresse, Rechnungsanschrift, der Bank-
verbindung, des Namens oder die Änderung anderer 
vertragswesentlicher Daten über das Kundenkonto von 
M4Energy oder per E-Mail oder in Textform an M4Ener-
gy bekanntzugeben.

3.4 Der Kunde ist verpflichtet, das Kundenportal zu 
nutzen, insbesondere für ihn hinterlegte Schreiben 
regelmäßig abzurufen. In der Regel erfolgt die Kun-
denkommunikation über das personalisierte, pass-
wortgeschützte Kundenportal. Die Hinterlegung von 
Schreiben im Kundenportal wird dem Kunden per 
E-Mail unverzüglich mitgeteilt. Bei vereinbarter elektro-
nischer Kommunikation können Vertragsbedingungen, 
Vertragsänderungen, Preisblätter, Informationen sowie 
Rechnungen von M4energy elektronisch übermittelt 
werden.

4 ÄNDERUNGEN DER ALLGEMEINEN LIEFERBEDIN-
GUNGEN 
4.1 M4Energy ist zu Änderungen der Allgemeinen 
Lieferbedingungen Strom unter Inanspruchnahme des-
gesetzlichen Änderungsrecht des § 21 ElWG (vgl Punkt 
6) berechtigt. Derartige Änderungen erfolgen daher 
nicht auf Basis dieser ALB.
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HINWEIS: Das gesetzliche Änderungsrecht des § 21 
ElWG berechtigt M4Energy zur Änderung sämtlicher mit 
dem Kunden vereinbarter Vertragsformblätter im Sinne 
des § 864a ABGB (insbesondere auch der Preis- bzw. 
Produktblätter und darin enthaltenen Vertragsbedin-
gungen) (vgl. Punkt 6.2.3).

§ 21 ElWG enthält in Bezug auf den Modus der Änderung 
folgende Vorgaben: Die Änderungen sind dem Kunden 
mindestens einen Monat vor ihrer Wirksamkeit im Wege 
der vereinbarten Kommunikation (siehe Punkt 3.) mitzu-
teilen. In der Mitteilung sind die Änderungen nachvoll-
ziehbar wiederzugeben. Gleichzeitig ist der Kunde dar-
auf hinzuweisen, dass er berechtigt ist, den Änderungen 
binnen vier Wochen ab Zustellung der Mitteilung kosten-
los und ungeachtet allfälliger vertraglicher Bindungen 
zu widersprechen. Im Falle eines Widerspruchs endet 
der Vertrag zu den bisherigen Vertragsbedingungen 
mit dem nach einer Frist von drei Monaten folgenden 
Monatsletzten ab Wirksamkeit der Änderungen, sofern 
nicht zu einem früheren Zeitpunkt eine Kündigung durch 
den Kunden oder ein Lieferantenwechsel erfolgt. Haus-
haltskunden und Kleinunternehmen werden in diesem 
Fall gesondert über das Recht zur Grundversorgung, 
über das Recht auf Lieferantenwechsel sowie über An-
lauf und Beratungsstellen informiert.

HINWEIS: § 21 ElWG ist auszugsweise in Punkt 6.2.3. 
dieser ALB abgedruckt. Der gesamte Text des § 21 
ElWG findet sich im Rechtsinformationssystem des 
Bundes, abrufbar unter www.ris.bka.gv.at.

5 LAUFZEIT; KÜNDIGUNG 
5.1 Sofern nicht ausdrücklich anders vereinbart, wird 
der Vertrag auf unbestimmte Zeit abgeschlossen und 
es gilt eine Mindestvertragsdauer von zwölf Monaten 
als vereinbart. Wurde eine Bindungs- oder Mindestver-
tragsdauer vereinbart,beträgt diese gegenüber Haus-
haltskunden im Sinne des § 6 Abs 1 Z 63 und Kleinunter-
nehmen im Sinne des § 6 Abs 1 Z 80 ElWG höchstens 
zwölf Monate. In diesem Fall kann der Vertrag von 
Haushaltskunden und Kleinunternehmen spätestens 
zum Ablauf des ersten Vertragsjahres unter Einhaltung 
einer Kündigungsfrist von zwei Wochen ordentlich ge-
kündigt werden. Kürzere Kündigungsfristen für Haus-
haltskunden und Kleinunternehmen können vertrag-
lich vereinbart werden. Nach Ablauf der vereinbarten 
Mindestvertragsdauer kann M4energy Verträge mit 
Haushaltskunden und Kleinunternehmen unter Ein-
haltung einer Kündigungsfrist von acht Wochen ordent-
lich kündigen. Eine vereinbarte Mindestvertrags- oder 
Bindungsdauer beginnt mit dem tatsächlichen Liefer-
beginn. Verfügt der Kunde über mehrere Zählpunkte, 
ist der Lieferbeginn des ersten belieferten Zählpunkts 
maßgeblich.

5.2 Wurde keine Bindungs- oder Mindestvertragsdau-
er vereinbart, kann der Vertrag von Haushaltskunden 
und Kleinunternehmen jederzeit unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von zwei Wochen ordentlich gekündigt 
werden. Kürzere Kündigungsfristen für Haushaltskun-
den und Kleinunternehmen können vertraglich verein-

bart werden. M4Energy kann unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von acht Wochen kündigen.

5.3 Gegenüber Unternehmen im Sinne des § 1 Abs 1 Z 1 
KSchG, die keine Kleinunternehmen im Sinne des ElWG 
sind, gelten die jeweils vertraglich vereinbarten 
Mindestvertragsdauern und Kündigungsfristen.

6 PREISE – ÄNDERUNG DER PREISE 
6.1 Preis 
Die für die Belieferung von M4Energy verrechneten 
Energiepreise sind Nettopreise. Es gelten die jeweils 
vereinbarten Preise (verbrauchsunabhängiger Grund-
preis, verbrauchsabhängiger Arbeitspreis in ct/kWh). 
Die für den Vertrag maßgeblichen Preise für Ener-
gie sind im Produktblatt des vom Kunden bestellten 
Produktes festgelegt, das dem Kunden im Rahmen des 
Vertragsabschlusses zur Verfügung gestellt wurde. Der 
Kunde hat gegenüber M4Energy bei Vertragsabschluss 
alle für die Bemessung des Preises notwendigen und 
erforderlichen Angaben zu machen und über beabsich-
tigte und/ oder vorgenommene wesentliche Änderungen 
der zu Vertragsbeginn bekannt gegebenen Umstände 
und der tatsächlichen Verhältnisse des Verbrauchs zu 
informieren.

6.2 Änderung der Preise 
6.2.1 Preisänderungen gegenüber Haushaltskunden und 
Kleinunternehmen 
M4Energy ist berechtigt Erhöhungen der Preise in 
unbefristeten Stromlieferverträgen mit Haushalts-
kunden (§ 6 Abs 1 Z 63 ElWG) und Kleinunternehmen (§ 
6 Abs 1 Z 80 ElWG) und verpflichtet, Senkungen dieser 
Preise jeweils unter unmittelbarer Inanspruchnahme 
und nach Maßgabe des gesetzlichen Preisänderungs-
rechtes gemäß § 21 ElWG (siehe Punkt 6.2.3) vorzuneh-
men.

Dieses gesetzliche Preisänderungsrecht des § 21 ElWG 
findet immer dann auf den Stromliefervertrag Anwen-
dung, wenn im jeweiligen Stromliefervertrag nichts 
Anderes vereinbart ist.

Preisänderungen erfolgen daher nicht auf Basis dieser 
ALB.

HINWEIS: Unbeschadet des Zustandekommens einer 
Preisänderung nach § 21 ElWG kommt eine Preisände-
rung alternativ immer auch durch eine aktive Zustim-
mung des Kunden zu einem Preisänderungsvorschlag 
von M4Energy zustande.

6.2.2. Preisänderungen gegenüber Unternehmern 
Gegenüber Unternehmern iSd § 1 Abs 1 Z 1 KSchG, die 
weder Haushaltskunden (§ 6 Abs 1 Z 63 ElWG) noch 
Kleinunternehmen (§ 6 Abs 1 Z 80 ElWG) sind, ist 
M4Energy berechtigt, die vertraglich vereinbarten Ener-
giepreise unter Inanspruchnahme und nach Maßgabe 
des gesetzlichen Preisänderungsrechtes gemäß § 21 
ElWG (siehe Punkt 6.2.3) zu ändern. Preisänderungen 
erfolgen daher nicht auf Basis dieser ALB.
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HINWEIS: Unbeschadet des Zustandekommens einer 
Preisänderung nach § 21 ElWG oder aufgrund einer 
vertraglich vereinbarten Entgeltanpassung kommt eine 
Preisänderung alternativ immer auch durch eine aktive 
Zustimmung des Kunden zu einem Preisänderungsvor-
schlag der M4Energy zustande.

6.2.3. HINWEIS zu Informations- und Aufklärungszwe-
cken: 
Auszug aus § 21 ElWG 
21 ElWG lautet auszugsweise wie folgt:

„ ( 1) Lieferanten kommt nach Maßgabe dieser Be-
stimmung ein unmittelbares gesetzliches Recht auf 
Änderung der Allgemeinen Lieferbedingungen und 
Entgelte zu. Dieses Recht kann vertraglich konkretisiert 
oder abbedungen werden. Die Möglichkeit, zwischen 
Lieferanten und Endkundinnen und Endkunden Ent-
geltanpassungsmechanismen (wie etwa indexbasierte 
Preisanpassungsklauseln oder im Vorhinein vertraglich 
fixierte Preisgleitklauseln nach einer Festpreisperiode) 
zu vereinbaren, bleibt unberührt und ist von dieser Be-
stimmung nicht umfasst, sofern Abs. 7 für bestimmte 
Entgeltanpassungsmechanismen nichts Abweichendes 
festlegt. Das Recht zur Kündigung nach § 24 bleibt un-
berührt.

( 2) Änderungen […] der vertraglich vereinbarten Ent-
gelte sind den Endkundinnen und Endkunden mindes-
tens einen Monat vor Wirksamkeit der Änderungen 
schriftlich im Wege der gemäß § 18 vereinbarten 
Kommunikation [Anmerkung: vgl. Punkt 3 dieser ALB] 
mitzuteilen. […] In dieser Mitteilung sind die Änderun-
gen der Allgemeinen Lieferbedingungen sowie Anlass, 
Voraussetzung, Umfang und erstmalige Wirksamkeit 
der Entgeltänderungen transparent und verständ-
lich wiederzugeben, wobei unter „Anlass“ der Grund 
der Entgeltänderung und unter „Voraussetzungen“ die 
gesetzlichen oder dazu allfällig konkretisierend ver-
traglich vereinbarten Grundlagen der Entgeltänderung 
zu verstehen sind. Die Mitteilung hat hinsichtlich der für 
die Entgeltänderung maßgeblichen Gründe für Endkun-
dinnen und Endkunden nachvollziehbar darzustellen, ob 
es sich um Gründe, die der wirtschaftlichen Sphäre des 
Lieferanten zuzuordnen sind, oder um andere Gründe 
handelt. 
Zahlenmäßige Details zum Anlass müssen nicht ge-
nannt werden, allerdings müssen die Gründe für die 
Entgeltänderung für die Endkundinnen und Endkunden 
klar ersichtlich und nachvollziehbar sein. Gleichzeitig 
sind die Endkundinnen und Endkunden darauf hinzuwei-
sen, dass sie berechtigt sind, den Änderungen binnen 
vier Wochen ab Zustellung der Mitteilung kostenlos und 
ungeachtet allfälliger vertraglicher Bindungen zu wider-
sprechen. Haushaltskundinnen und Haushaltskunden 
sowie Kleinunternehmen sind dabei über die Folgen des 
Widerspruchs zu informieren. […]

( 3) [….] Entgeltänderungen bei Haushaltskundinnen und 
Haushaltskunden sowie Kleinunternehmen gemäß  
Abs. 1 erster Satz müssen in einem angemessenen 

Verhältnis zu dem für die Änderung maßgebenden An-
lass stehen. Das Verhältnis ist jedenfalls angemessen, 
wenn es im Zeitpunkt der Änderung in Ansehung des 
Anlasses nicht offenbar unbillig ist, und wenn relativ 
zum Preis der Deckungsbeitrag (Gewinnmarge) durch 
die Preiserhöhung nicht wesentlich zugunsten des Lie-
feranten vergrößert wird. Eine derartige unwesentliche 
Erhöhung des Deckungsbeitrags liegt auch dann vor, 
wenn der Lieferant mit der Entgeltänderung eine zuvor 
in Kauf genommene Verringerung des Deckungsbei-
trags wieder ausgleicht. Bei einer nicht völlig unerheb-
lichen Veränderung oder Wegfall des Anlasses für den 
ursprünglich vereinbarten Preis oder für eine Entgelt-
erhöhung hat eine entsprechende Entgeltsenkung zu 
erfolgen. Eine Entgeltsenkung ist spätestens sechs 
Monate nach Veränderung oder Wegfall des Anlasses, 
worunter insbesondere ein Sinken der Beschaffungs-
kosten für aktuelle oder zukünftige Lieferperioden zu 
verstehen ist, vorzunehmen.Eine Entgelterhöhung kann 
frühestens sechs Monate nach Lieferbeginn bzw. nach 
Wirksamkeit der vorangegangenen Entgeltänderung 
wirksam werden. Eine Entgeltsenkung ist nur insoweit 
durchzuführen, bzw. ist der Lieferant zu einer Entgelt-
erhöhung nur insoweit berechtigt, als der Anlass für die 
Entgeltänderung (bzw. dessen Wegfall oder Verände-
rung) ansonsten zu einer nicht unwesentlichen Verän-
derung des Deckungsbeitrages in Relation zum Preis 
führen würde.

( 4) Im Fall eines Widerspruches gemäß Abs. 2 endet das 
Vertragsverhältnis zu den bisherigen Vertragsbedin-
gungen bzw. Entgelten mit dem nach einer Frist von drei 
Monaten folgenden Monatsletzten ab Wirksamkeit der 
Änderungen, sofern nicht zu einem früheren Zeitpunkt 
eine Kündigung durch die Endkundin oder den Endkun-
den oder ein Lieferantenwechsel erfolgt. Der Lieferant 
hat Haushaltskundinnen und Haushaltskunden sowie 
Kleinunternehmen in einem gesonderten Schreiben 
über das Recht der Inanspruchnahme der Grundver-
sorgung gemäß § 30 und über das Recht auf Lieferan-
tenwechsel gemäß § 25 transparent und verständlich 
aufzuklären, wobei in diesem auch die Kontaktdaten der 
Anlauf- und Beratungsstellen gemäß § 35 sowie der 
Schlichtungsstelle der Regulierungsbehörde anzufüh-
ren sind. […]

( 5) Enthält die Mitteilung über die Änderung der ver-
traglich vereinbarten Entgelte gemäß Abs. 2 keine 
Information über Anlass, Voraussetzungen, Umfang 
oder erstmalige Wirksamkeit ist die Entgeltänderung 
unwirksam. Sollte eine Entgeltänderung im Verhältnis 
zum genannten Anlass im Sinne des Abs. 3 unange-
messen sein, tritt an deren Stelle eine angemessene 
Entgeltänderung. Die Unangemessenheit von Entgelt-
änderungen kann nach dem angekündigten Datum der 
Entgeltänderung geltend gemacht werden.

( 6) Ändern sich während eines laufenden Lieferver-
trages durch hoheitliche Anordnungen Steuern und 
Abgaben, die unmittelbar auf die Lieferung elektrischer 
Energie erhoben werden, können diese Änderungen an 
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Endkundinnen und Endkunden weitergegeben werden. 
In diesem Fall bedarf es keiner Mitteilung nach Abs. 2 
und es entsteht kein Widerspruchsrecht.

( 7) […]“.

Der gesamte Text des § 21 ElWG findet sich im Rechts-
informationssystem des Bundes unter  
www.ris.bka.gv.at.

7 RÜCKTRITTSRECHTE VON KONSUMENTEN 
7.1 Verbraucher können von einem außerhalb von 
Geschäftsräumen von M4Energy geschlossenen Vertrag 
(§ 3 Z 1 FAGG) und von einem Fernabsatzvertrag – d.h 
von einem mit M4Energy ausschließlich unter Verwen-
dung von Fernkommunikationsmitteln geschlossenen 
Vertrag – (§ 3 Z 2 FAGG) gemäß § 11 FAGG zurücktreten. 
Konsumenten im Sinne des KSchG, die ihre Vertrags-
erklärung weder in den Räumlichkeiten von M4Energy 
noch auf einer Messe abgegeben und die Geschäftsbe-
ziehung nicht selbst angebahnt haben, können gemäß § 
3 KSchG vom Vertragsanbot bis zum Zustandekommen 
des Vertrags zurückzutreten. Die Rücktrittsfrist beträgt 
14 Tage ab dem Tag des Vertragsabschlusses. Die An-
gabe von Gründen ist nicht erforderlich. Zur Ausübung 
des Rücktrittsrechtes muss der Verbraucher M4Energy 
über seinen Entschluss, vom Vertrag zurückzutreten, 
mittels eindeutiger Erklärung (z.B. ein mit der Post ver-
sandter Brief, Telefax oder E-Mail) informieren. Dafür 
kann das von M4Energy zur Verfügung gestellte Muster-
Widerrufsformular unter www.m4energy.at verwendet 
werden,das jedoch nicht vorgeschrieben ist.

7.2 Ist M4Energy den Informationspflichten nach § 4 
Abs. 1 Z 8 FAGG nicht nachgekommen, so verlängert 
sich die Rücktrittsfrist um zwölf Monate. Holt M4Energy 
die Informationserteilung innerhalb von zwölf Monaten 
ab dem für den Fristbeginn maßgeblichen Tag nach, 
so endet die Rücktrittsfrist vierzehn Tage nach dem 
Zeitpunkt, zu dem M4Energy diese Information erhält. 
Die Erklärung des Rücktritts ist an keine bestimmte 
Form gebunden. Die Rücktrittsfrist ist gewahrt, wenn 
die Rücktrittserklärung innerhalb der Frist abgesendet 
wird.

7.3 Wenn der Verbraucher von einem Vertrag gemäß 
§ 11 FAGG oder § 3 KSchG zurücktritt, hat M4Energy 
dem Verbraucher alle Zahlungen, die M4Energy vom 
Verbraucher erhalten hat, unverzüglich und spätestens 
binnen 14 Tagen ab dem Tag zurückzuzahlen, an dem 
die Mitteilung über den Rücktritt des Verbrauchers von 
diesem Vertrag bei M4Energy eingegangen ist. Für diese 
Rückzahlung verwendet M4Energy dasselbe Zahlungs-
mittel, das der Verbraucher bei der ursprünglichen 
Transaktion eingesetzt hat, es sei denn, mit dem Ver-
braucher wurde ausdrücklich etwas anderes vereinbart; 
in keinem Fall werden dem Verbraucher wegen dieser 
Rückzahlung Entgelte berechnet. Hat der Verbraucher 
nach Aufforderung des Unternehmens ausdrücklich 
erklärt, dass die Dienstleistungen oder Lieferungen 
von Strom während der Rücktrittsfrist beginnen sollen, 
so hat der Verbraucher M4Energy den Betrag (Entgelt)

zahlen, der dem Anteil der bis zu dem Zeitpunkt, zu dem 
der Verbraucher M4Energy von der Ausübung des  
Rücktrittsrechts hinsichtlich dieses Vertrages unter-
richtet, bereits erbrachten Leistungen von Strom ent-
spricht.

8 AUSSETZUNG DER LIEFERUNG, 
VERTRAGSAUFLÖSUNG 
8.1 Aussetzung der Lieferung: M4Energy ist berechtigt, 
die Belieferung des Kunden mit elektrischer Energie 
bei Vorliegen eines wichtigen Grundes durch Anwei-
sung des örtlichen Verteilernetzbetreibers zur Unter-
brechung des Netzzugangs auszusetzen. Als wichtige 
Gründe gelten insbesondere:

•	 wenn der Kunde gegenüber M4Energy mit zumin-
dest einer Zahlungsverpflichtung im Verzug ist,

•	 wenn der Kunde der Aufforderung zur Sicherheits-
leistung oder Vorauszahlung nicht nachkommt bzw. 
die Anbringung eines Zählgeräts mit Vorauszah-
lungsfunktion trotz Bestehen der Voraussetzungen 
des Punktes 9 verweigert,

•	 die Umgehung oder Beeinflussung von Mess-,Steu-
er- und Datenübertragungseinrichtungen durch 
den Kunden,

•	 wenn Mitarbeitern oder Beauftragten des Netz-
betreibers der Zutritt zu den Messeinrichtungen 
gemäß den entsprechenden Bestimmungen des 
Netzzugangsvertrages nicht möglich ist.

In jedem Fall des Verzuges mit Zahlung oder Leistung 
einer Vorauszahlung/ Sicherheitsleistung hat vor Aus-
setzung der Lieferung eine zweimalige Mahnung unter 
Nachfristsetzung von jeweils 2 Wochen mit Androhung 
der Aussetzung der Lieferung gemäß § 34 ElWOG zu er-
folgen, wobei die 2. Mahnung mittels eingeschriebenen 
Briefs zu erfolgen hat. In den Mahnungen wird der Kun-
de auf die gesetzlich vorgesehenen Rechte, insbeson-
dere auf das Recht auf Lieferantenwechsel gemäß § 25 
ElWG, auf das Vergleichsinstrument gemäß § 27 ElWG, 
auf das Recht auf Ratenzahlung gemäß § 28 ElWG, auf 
das Recht auf Grundversorgung gemäß § 30 ElWG, auf 
das Recht auf Nutzung eines Vorauszahlungszählers ge-
mäß § 29 ElWG sowie auf Anlauf- und Beratungsstellen 
gemäß § 35 ElWG gemäß § 34 Abs 2 ElWG aufmerksam 
gemacht. Sobald die Gründe für die Aussetzung der 
Lieferung entfallen, wird M4Energy den Netzbetreiber 
mit der Wiedereinschaltung der Kundenanlage beauf-
tragen. Die Kosten des Netzbetreibers für die Ausset-
zung, psychische Trennung und Wiedereinschaltung 
der Kundenanlage treffen den jeweiligen Verursacher. 
Abschaltungen von Anlagen von Haushaltskunden und 
Kleinunternehmen in Folge von Zahlungsverzug dürfen 
nicht am letzten Arbeitstag vor Wochenenden oder ge-
setzlichen Feiertagen vorgenommen werden.

8.2 Vertragsauflösung: die Vertragspartner können 
beiVorliegen eines wichtigen Grundes den Vertrag ohne
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Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung 
vorzeitig auflösen. Als wichtige Gründe gelten insbeson-
dere,

•	 wenn über das Vermögen des jeweils anderen 
Vertragspartners die Einleitung eines Insolvenzver-
fahrens mangels Masse verweigert wird,

•	 wenn die Voraussetzungen für eine Aussetzung der 
Lieferung gemäß Punkt 8.1 vorliegen, bei Liefer-
verzug und Nichtherstellung des vertragsgemäßen 
Zustandes, wenn dies vier Wochen vorher angekün-
digt wird.

9 VORAUSZAHLUNG; SICHERHEITSLEISTUNG 
9.1 M4Energy kann den Vertragsabschluss und die 
Weiterbelieferung des Kunden von der Leistung einer 
angemessenen Sicherheitsleistung oder einer Voraus-
zahlung abhängig machen, maximal jedoch in der Höhe 
von drei monatlichen Teilbeträgen, wenn:

•	 beim Kunden gegen den Kunden wiederholt wegen 
Zahlungsverzugs mit Aussetzung der Lieferung 
oder Kündigung oder fristloser Auflösung des Ver-
trags vorgegangen werden musste,

•	 beim Kunden die Lieferung von elektrischer Energie 
nur für einen kurzen Zeitraum vereinbart wurde,

•	 beim Kunden ein Insolvenzverfahren oder ein 
Exekutionsverfahren eröffnet oder bewilligt oder 
mangels Kostendeckung abgewiesen wurde oder

•	 beim Kunden ein Liquidationsverfahren eingeleitet 
wurde

•	 bei Kunden, die Haushaltskunden im Sinne des 
§ 6 Abs 1 Z 63 ElWG oder Kleinunternehmen im 
Sinne des § 6 Abs 1 Z 80 ElWG sind und sich auf 
die Grundversorgung gemäß Punkt 14 berufen, ist 
die Vorauszahlung oder Sicherheitsleistung gemäß 
Punkt 9.3. im Zusammenhang mit der Aufnahme 
der Lieferung auf die Höhe einer Teilbetragszahlung 
für einen Monat beschränkt.

9.2 Die Höhe der Vorauszahlung bemisst sich am Liefer-
umfang des vorangegangenen Abrechnungszeitraumes 
oder – wenn M4Energy solche Daten nicht vorliegen 
– am monatsgemittelten Verbrauch, der dem Standard-
lastprofil des Kunden im Lieferumfang von drei Monaten 
entspricht. Wenn der Kunde glaubhaft macht, dass sein 
Bezug erheblich geringer ist, so ist dies von M4Energy 
angemessen zu berücksichtigen. M4Energy ist berech-
tigt, die Vorauszahlung bei Änderung der Teilzahlungs-
beträge anzupassen.

9.3 Statt einer Vorauszahlung kann M4Energy die Leis-
tung einer Sicherheit (z. B. Barsicherheit, Hinterlegung 
von nicht vinkulierten Sparbüchern, Bankgarantie) im 
Wert von drei monatlichen Teilbeträgen verlangen. 
Barkautionen werden zu dem von der Österreichischen 
Nationalbank verlautbarten Basiszinssatz verzinst. Ist 
der Basiszinssatz negativ, findet keine Verzinsung von 

Barkautionen statt.

9.4 M4Energy kann sich aus der Sicherheit schadlos 
halten, wenn der Kunde in Verzug ist und nach einer 
erneuten Mahnung nicht unverzüglich seinen Zah-
lungsverpflichtungen nachkommt. Die Sicherheit wird 
zurückgestellt, wenn die Voraussetzungen dafür weg-
gefallen sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn 
der Kunde über einen Zeitraum von sechs Monaten 
seinen Zahlungsverpflichtungen ordnungsgemäß nach-
gekommen ist.

9.5 Wird eine Sicherheitsleistung oder Vorauszahlung 
von M4Energy gefordert, hat der Kunde, unbeschadet 
der ihm gemäß § 29 ElWG eingeräumten Rechte, statt- 
dessen das Recht auf Nutzung eines Zählgerätes mit 
Vorauszahlungsfunktion (Prepaymentfunktion). Aus der 
Nutzung dürfen dem Kunden keine Nachteile entste-
hen. Für schutzbedürftige Haushalte gemäß § 7 Abs 
1 Z 1 EnDG fallen für den Einbau, die Demontage oder 
den Austausch und die Nutzung eines Vorauszahlungs-
zählers keine Kosten an. Die Bereitstellung der Prepay-
mentfunktion erfolgt ausschließlich im Rahmen der vom 
Netzbetreiber technisch ermöglichten Voraussetzungen. 
Dazu zählen insbesondere die Verfügbarkeit einer kom-
munikationsfähigen Messeinrichtung (Smart Meter in 
Standardkonfiguration), die erforderliche Erreichbarkeit 
des Zählers im Messdatenkommunikationsnetz sowie 
die systemseitige Fähigkeit, tägliche Verbrauchswerte 
zu übermitteln. Sofern diese technischen Vorausset-
zungen am Netzanschlusspunkt nicht erfüllt sind, kann 
die Nutzung der Prepaymentfunktion nicht angeboten 
werden. Für Mitglieder von Energiegemeinschaften ist 
die Nutzung der Prepaymentfunktion nicht möglich.

10 MESSUNG; ABRECHNUNG 
10.1 Die Messung der Energieabnahme führt der 
örtliche Netzbetreiber mit dessen Messeinrichtungen 
durch. Die Messergebnisse stellen den Lieferumfang 
von elektrischer Energie an den Kunden dar.

10.2 Die Abrechnung erfolgt im Regelfall mindestens 
einmal jährlich, wobei M4Energy dem Kunden vorab 
angemessene monatliche Teilzahlungsbeträge (Akon-
ti) entsprechend des wahrscheinlichen Verbrauchs in 
Rechnung stellt. Kunden haben auf Anfrage das Recht 
einmal jährlich eine unterjährige Rechnung kostenfrei 
zu verlangen. Die Teilzahlungsbeträge werden sachlich 
und angemessen auf Basis des Letztjahresverbrauches 
berechnet und dabei die aktuellen Energiepreise zu 
Grunde gelegt. Liegt kein Jahresverbrauch vor, so sind 
die Teilbeträge auf Basis des monatsgemittelten 
Verbrauches, der dem Standardlastprofil des Kunden im 
Lieferumfang von drei Monaten entspricht, zu berech-
nen. Die dem Teilzahlungsbetrag zu Grunde liegende 
Energiemenge in kWh wird dem Kunden im Kunden-
portal zur Verfügung gestellt. Die Mitteilung kann auf 
der Jahresabrechnung oder der ersten Teilzahlungsvor-
schreibung erfolgen.

10.3 Sind intelligente Messgeräte installiert, haben 
Kunden das Wahlrecht zwischen einer monatlichen 
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Rechnung oder einer Jahresrechnung. Bei Lieferverträ-
gen mit dynamischen Energiepreisen (§ 22 ElWG) wird 
gemäß § 43 Abs 3 ElWG jedenfalls monatlich Rechnung 
gelegt.

10.4 Im Falle der Anpassung der Teilzahlungsbeträge 
(bspw. aufgrund einer Preisänderung), haben Haus-
haltskunden das Recht, die bisherige Höhe der Teil-
zahlungsbeträge beizubehalten. Die Beibehaltung der 
Teilzahlungsbeträge bedeutet keine Verringerung des zu 
bezahlenden Preises und kann eventuell zu einer höhe-
ren Nachzahlung des Kunden führen. Auf das Recht auf 
Beibehaltung der Höhe der Teilzahlungsbeträge sowie 
auf mögliche daraus resultierende Nachzahlungen 
weist M4Energy den Haushaltskunden in jeder 
Mitteilung über eine geplante Erhöhung der Teilzah-
lungsbeträge hin. Bei Beendigung des Lieferverhält-
nisses werden etwaige Guthaben unverzüglich erstattet 
bzw. etwaige Fehlbeträge in Rechnung gestellt.

11 ZAHLUNG; RATENZAHLUNG; VERZUG 
11.1 Die Rechnungen sind unverzüglich nach Zugang zur 
Zahlung fällig, soweit nichts anderes vereinbart wird 
(per SEPA Lastschrift, Überweisung). Die Zahlungen 
sind auf das auf der Rechnung angegebene Konto so zu 
leisten, dass die Zahlungen der Rechnung eindeutig zu-
geordnet werden können. Kosten für die Überweisungen 
(z.B. Spesen der Bank des Kunden) gehen zu Lasten des 
Kunden.

11.2 M4Energy gewährt Haushaltskunden und Klein-
unternehmen für eine resultierende Nachzahlung die 
Möglichkeit einer Ratenzahlung entsprechend den  
Bestimmungen des § 28 ElWG sowie der Ratenzah-
lungs-Verordnung des Vorstandes der E-Control. Das 
Recht auf Ratenzahlung besteht insbesondere bei 
Nachzahlungen aus Monats-, Jahres- oder Endab-
rechnungen. Haushaltskunden und Kleinunternehmen 
können ihr Ersuchen formfrei an M4Energy richten. 
Nach Zugang des Ersuchens wird M4Energy unverzüg-
lich ein Angebot auf Abschluss einer Ratenzahlungsver-
einbarung an den Kunden übermitteln. In jedem Fall ist 
die Möglichkeit der monatlichen Ratenzahlung mit einer 
Laufzeit von 12 Monaten anzubieten. In begründeten 
Fällen, insbesondere bei hohen Zahlungsrückständen, 
ist auch eine monatliche Ratenzahlung mit einer Lauf-
zeit von bis zu 18 Monaten anzubieten. Bei einer aus 
einer Monatsrechnung resultierenden Nachzahlung ist 
einmal jährlich eine Ratenzahlung mit einer Laufzeit 
von bis zu sechs Monaten möglich. Der Haushalts-
kunde bzw. das Kleinunternehmen ist berechtigt, die 
konkrete Dauer der Ratenzahlung innerhalb der jeweils 
zulässigen Laufzeit selbst zu bestimmen. Durch die 
Inanspruchnahme der Ratenzahlung wird die Fälligkeit 
der Nachzahlung für die Dauer der Ratenzahlungsver-
einbarung aufgehoben; eine auch teilweise vorzeitige 
Rückzahlung ist jederzeit zulässig. Gerät der Kunde mit 
der Zahlung einer Rate in Verzug, hat M4Energy das 
Recht, den gesamten offenen Betrag fällig zu stellen 
und dessen sofortige Entrichtung zu fordern, sofern 
M4Energy ihre Leistungen bereits erbracht hat und den 
Kunden erfolglos gemahnt hat (Terminsverlust). Für 

die Vereinbarung und Durchführung der Ratenzahlung 
werden Haushaltskunden und Kleinunternehmen keine 
Kosten verrechnet. Für Haushaltskunden erfolgt die 
Ratenzahlung zinsfrei. M4Energy wird Haushaltskunden 
und Kleinunternehmen auf jeder Jahresabrechnung und 
auf jeder eine Jahresabrechnung betreffenden Mahnung 
deutlich erkennbar und verständlich auf das Recht, eine 
Ratenzahlung zu verlangen, hinweisen.

11.3 Bei Zahlungsverzug werden Verzugszinsen von 4 
Prozentpunkten über dem jeweiligen von der 
Österreichischen Nationalbank verlautbarten Basis-
zinssatz verrechnet, vorbehaltlich der Geltendmachung 
eines weitergehenden Verzugsschadens.

11.4 Der Kunde ist verpflichtet, für Mahnungen, für 
durch den Kunden verschuldete Rechnungsberichtigun-
gen, für Inkasso bzw. Inkassoversuche durch Beauf-
tragte von M4Energy die Kosten gemäß mit dem Kunden 
vereinbarten Preisblatt zu bezahlen, soweit diese zur 
zweckentsprechenden Betreibung und/oder Einbrin-
gung notwendig sind, den Kunden ein Verschulden trifft 
und die Kosten in einem angemessenen Verhältnis zur 
betriebenen Forderung stehen. Im Falle der Beauf-
tragung eines Rechtsanwalts hat der Kunde die Kosten 
gemäß dem jeweils geltenden Rechtsanwaltstarifge-
setz, im Falle der Beauftragung eines Inkassobüros die 
Kosten nach Aufwand zu bezahlen, wobei diese nicht 
über den Höchstsätzen der jeweils geltenden Inkasso-
gebührenverordnung liegen dürfen.

11.5 Die Aufrechnung von Forderungen von M4Energy 
mit Gegenforderungen des Kunden ist ausgeschlossen. 
Das Recht von Haushaltskunden, ihre Verbindlichkeiten 
durch Aufrechnung aufzuheben, bleibt für den Fall der 
Zahlungsunfähigkeit von M4Energy oder für Gegenfor-
derungen unberührt, die im rechtlichen Zusammenhang 
mit der Verbindlichkeit der Haushaltskunden stehen, 
die gerichtlich festgestellt oder die von M4Energy an-
erkannt worden sind.

12 ÜBERGABE; QUALITÄT UND BILANZGRUPPENZU-
ORDNUNG 
12.1 M4Energy wird vertragsgemäß die Einspeisung von 
elektrischer Energie in das elektrische System ver-
anlassen (Belieferung). Die Qualität der vom Kunden 
aus dem Netz abgenommenen elektrischen Energie 
ergibt sich aus den genehmigten und veröffentlichten 
Netzbedingungen des für den Zählpunkt des Kunden 
verantwortlichen örtlichen Netzbetreibers. Die Siche-
rung der Qualität der Energielieferung an den Kunden, 
insbesondere Spannung und Frequenz, obliegt dem 
örtlichen Verteilernetzbetreiber. Mit Vertragsabschluss 
wird der Kunde Mitglied in jener Bilanzgruppe, der auch 
M4Energy angehört.

13 HAFTUNG; SCHADENERSATZ; HÖHERE GEWALT 
13.1 Die Haftung von M4 Energy gegenüber Haushalts-
kunden (§ 6 Abs 1 Z 63 ElWG) richtet sich nach den 
allgemeinen schadenersatzrechtlichen gesetzlichen 
Bestimmungen.
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13.2 M4Energy haftet gegenüber Kunden, die keine 
Haushaltskunden sind, für durch sie selbst oder durch 
eine ihr zurechenbare Person schuldhaft zugefügte Per-
sonenschäden. Für sonstige Schäden haftet M4Energy 
nur im Falle grober Fahrlässigkeit oder Vorsatzes. Die 
Schadenersatzansprüche verjähren – mit Ausnahme 
von Ansprüchen von Kunden, die Haushaltskunden sind 
– nach Ablauf eines Jahres von dem Zeitpunkt an, zu 
welchem der Geschädigte von dem Schaden Kenntnis 
erlangt. Die Haftung für Folgeschäden, entgangenen 
Gewinn, Zinsentgang, Produktionsausfälle, Betriebs-
stillstand sowie für alle mittelbaren Schäden ist – außer 
bei Haushaltskunden – ebenfalls ausgeschlossen. Diese 
Regelungen gelten auch für das Verhalten von Erfül-
lungsgehilfen. Netzbetreiber sind keine Erfüllungsge-
hilfen von 
M4Energy.

13.3 Im Übrigen gelten die gesetzlichen Bestimmungen 
über Leistungsstörungen und die damit verbundenen 
Erstattungsregelungen. Wenn durch Einwirkungen 
höherer Gewalt oder aus der Erfüllung gesetzlicher 
Vorgaben im Rahmen einer Krisenversorgung vertrag-
liche Verpflichtungen nicht, nicht rechtzeitig oder nicht 
ordnungs- gemäß erfüllt werden können, so ruhen die 
diesbezüglichen Vertragspflichten, bis die Hindernisse 
und deren Folgen beseitigt werden.

13.4 Als höhere Gewalt gilt jedes Ereignis, das einen/
die Vertragspartner hindert, seine Verpflichtungen zu 
erfüllen und welches auch durch die zu erwartende 
Sorgfalt nicht vorauszusehen war und nicht verhindert 
werden konnte. Dies gilt insbesondere für Krieg, Un-
ruhen, Streik oder Aussperrungen, Naturkatastrophen 
oder Feuer, Epidemien, Maßnahmen der Regierung oder 
ähnliche Umstände.

14 GRUNDVERSORGUNG 
14.1 Haushaltskunden und Kleinunternehmen, die sich 
gegenüber M4Energy auf die Grundversorgung gemäß 
§ 30 ElWG berufen, werden zu den geltenden Allgemei-
nen Lieferbedingungen und zum Preis eines von M4E-
nergy gegenüber Neukunden angebotenen Standard-
produktes mit Strom beliefert, sofern M4Energy in dem 
jeweiligen Netzgebiet Haushaltskunden beliefert.

14.2 M4Energy ist berechtigt, für die Belieferung im 
Rahmen der Grundversorgung eine Sicherheitsleistung 
oder Vorauszahlung bis zur Höhe eines monatlichen 
Teilzahlungs- oder Rechnungsbetrages für das jeweilige 
Standardprodukt zu verlangen.

15 INFORMATIONSPFLICHTEN UND VERBRAUCHER-
DATEN 
15.1 Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und - 
entgelten sind beim örtlichen Netzbetreiber erhältlich.

15.2 Aktuelle Informationen über alle geltenden 
Energiepreise, einschließlich allfälliger dynamischer 
Energiepreise, über angebotene gebündelte Produkte 
oder Leistungen sowie über die Standardbedingungen 
für den Zugang zu Stromdienstleistungen und deren 
Inanspruchnahme sind auf der Website von M4Energy 

unter www.m4energy.at bzw. über das Kundenportal 
abrufbar. Der Kunde kann den für ihn geltenden Preis 
jederzeit über das Kundenportal einsehen.

15.3 Es wird darauf hingewiesen, dass die Viertelstun-
denenergiewerte gemäß § 54 ElWG zum Zwecke der Ab-
rechnung, zur Prognoseerstellung, Produktentwicklung 
sowie für die Verbrauchs- und Stromkosteninformation 
im Sinne des § 45 ElWG verwendet werden, sofern kein 
berechtigter Widerspruch des Kunden vorliegt. Auf das 
Widerspruchsrecht des Kunden nach Maßgabe des § 54 
Abs 2 ElWG wird hingewiesen.

16 BESCHWERDEMANAGEMENT 
16.1 Bei Beschwerden steht dem Kunden unsere 
Serviceline oder das diesbezügliche Formular auf den 
onlineservices unter www.m4energy.at zur Verfügung. 
Unbeschadet der Zuständigkeit anderer Behörden oder 
der ordentlichen Gerichte ist der Kunde berechtigt, 
bei Streit- oder Beschwerdefällen die Energie-Control 
Austria, Rudolfsplatz 13a, 1010 Wien (www.e-control.at) 
anzurufen. Nähere Informationen darüber finden sich 
unter www.e-control.at.

17 SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
17.1 Soweit für die aus diesem Vertrag entspringenden 
Streitigkeiten die Gerichte zuständig sind, entscheidet 
das sachlich zuständige Gericht in Linz. Diese Bestim-
mung gilt nicht für Verbraucher im Sinne des 
Konsumentenschutzgesetzes; für diese gilt der 
Gerichtsstand des Wohnsitzes, des gewöhnlichen Auf-
enthalts oder des Orts der Beschäftigung gemäß § 14 
KSchG. Sollte eine der Bestimmungen dieser ALB un-
wirksam (insbesondere gesetzwidrig) sein, so tritt an-
stelle dieser Bestimmung eine wirksame Bestimmung, 
die im Falle von Verbrauchern gesetzlich vorgesehen ist.

Stand 01.07.2026


